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Perspektiven auf den Berliner Stromausfall 
im Januar 2026: Bevölkerung, Zivilgesellschaft 
und Katastrophenschutz

Der fünftägige Stromausfall im Januar 2026 im Berliner Süd- 
westen hat, obwohl eine verhältnismäßig überschaubare Lage, 
sehr deutlich auf die Potenziale aber auch die Leerstellen gesamt- 
gesellschaftlicher Resilienz hingewiesen. Die z. T. sehr unter-
schiedlichen Perspektiven und Wahrnehmungen des Erlebten 
werden katastrophensoziologisch eingeordnet und erste Ergeb-
nisse qualitativer und quantitativer Datenerhebungen, die an  
der Krisen- und Katastrophenforschungsstelle (KFS) der Freien 
Universität Berlin sowie der Akademie der Katastrophen- 
forschungsstelle (AKFS) durchgeführt wurden, dargestellt.

Das aktuelle Thema

Lichtmast des THW am Berliner Mexikoplatz.
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der Abhängigkeit von Wasserpumpen nicht 
flächendeckend gewährleistet werden. In dem 
betroffenen Gebiet befinden sich zudem fünf 
Krankenhäuser, 74 Pflege- und Seniorenheime 
und drei Flüchtlingsunterkünfte. Zudem leben 
im Stromausfallgebiet auch ambulant versorgte 
pflegebedürftige Personen, die von dem Strom-
ausfall in besonderem Maße gefährdet waren 
Bereits im Laufe des Samstags wurde deutlich, 
dass sich aufgrund des massiven Schadens an 
der Leitung eine Wiederherstellung erst in 5 bis 6 
Tagen realisieren ließ. 

Der zuständige Bezirk Steglitz-Zehlendorf rich-
tete daraufhin einen Krisenstab ein und öffnete 
das Rathaus Steglitz als zentrale Notrufannah-
mestelle, Wärme- und Betreuungspunkt. Hilfsor-
ganisationen wie das Deutsche Rote Kreuz (DRK) 
oder der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) bauten 
Notunterkünfte in Turnhallen auf, Geschäfte und 
zivilgesellschaftliche Organisationen wie Kirchen-
gemeinden richteten Betreuungspunkte und 
Wärmeinseln ein, an denen die Betroffenen ihre 
Handys aufladen, warmes Wasser oder Essen er-
halten konnten. Die Polizei erhöhte ihre Präsenz 
in den betroffenen Stadtteilen und errichtete 
ebenso wie das THW an Verkehrsknotenpunkten 
Lichtmasten, die insbesondere in den ersten 48 
Stunden sowohl der Beleuchtung der dunklen 
Kreuzungen als auch als Auflade- und Informa-
tionspunkte dienten.

Nach und nach etablierten sich verschiedene 
Unterstützungsstrukturen, die v. a. über das 
Internet, soziale Medien und Lautsprecherdurch-
sagen der Polizei verbreitet wurden. Mit Hilfe 
von Notstromaggregaten konnte der Betrieb der 
Krankenhäuser aufrechterhalten werden. Sonn-
tagnachmittag wurde von der Berliner Innense-
natorin erstmalig die in Berlin erst Mitte 2021 
mit der Novellierung des Berliner Katastrophen-
schutzgesetzes eingeführte Einsatzkategorie 
„Großschadenslage“ ausgerufen. Damit kann die 
Einsatzführung gebündelt, die Freistellung für die 
ehrenamtlichen Einsatzkräfte der Hilfsorganisati-
onen ermöglicht und Bundeswehrunterstützung 
angefordert werden.

1. Hintergrund
Am Samstag, den 3. Januar 2026, kam es im 

Südwesten Berlins zu einem massiven Strom-
ausfall: Teile der Ortslagen Nikolassee, Wannsee, 
Zehlendorf und Lichterfelde im Bezirk Steglitz-
Zehlendorf waren bei winterlichen Wetterver-
hältnissen bis zu 5 Tage weitestgehend ohne 
Strom. Der Betreiber Stromnetz Berlin meldete, 
dass mehr als 45.000 Haushalte und über 2.000 
Gewerbekunden betroffen waren. Ursache war 
ein Brand in einer Verteilerstation bzw. an einer 
Kabelbrücke in Lichterfelde, bei dem mehrere 
Kabel beschädigt wurden und die Stromversor-
gung zusammenbrach. Schon früh gingen Ermitt-
ler von einem Brandanschlag aus, der zeitgleich 
von einer linksextremistischen Gruppierung im 
Internet in einem Bekennerschreiben für sich re-
klamiert wurde. Anschläge oder Sabotageakte auf 
die Berliner Verkehrs-, Energie- oder Telekommu-
nikationsinfrastruktur sind seit den letzten fünf 
Jahren gehäuft zu beobachten. Erst im September 
2025 wurden zwei Strommasten im Südosten 
Berlins mutwillig beschädigt und ließen ca. 50.000 
Personen für rund drei Tage ohne Strom.

Der Ausfall im Januar 2026 führte nicht nur 
zum Wegfall der Stromversorgung in Privat-
haushalten und dem Gewerbe, sondern hatte 
aufgrund der vielfältigen Abhängigkeiten kaska-
dierende Effekte auf Wärmeversorgung, Tele-
kommunikation (Ausfall des Mobilfunk- 
netzes im gesamten betroffenen Gebiet:  
86 Mobilfunkmasten verschiedener Anbieter 
waren betroffen), Verkehrsinfrastruktur wie Am-
pelschaltungen oder den S-Bahnbetrieb, Notrufe, 
Aufzüge und digitale Zahlungssysteme.

Elektrische Rolläden ließen sich nicht mehr 
öffnen, so dass auch tagsüber kein Licht in die 
Häuser und Wohnungen drang, Klingeln funk-
tionierten nicht mehr, Supermärkte blieben 
geschlossen und mussten ihre Kühlware ent-
weder in z. T. von den Unternehmen selbst zur 
Verfügung gestellten Kühltransportern verlegen 
oder entsorgen. Zwar war die Wasserversorgung 
grundsätzlich nicht gefährdet, in Hochhäusern 
konnte allerdings die Versorgung aufgrund 
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Das Land Nordrhein-Westfalen stellte fünf 
Notstromaggregate zur Verfügung, die an ver-
schiedenen Knotenpunkten die Stromversor-
gung unterstützten. Die Bundeswehr übernahm 
gemeinsam mit dem THW deren Betankung und 
teilte an verschiedenen Standorten insbesondere 
im Laufe des Mittwochs Essen aus. Am Mittwoch-
morgen wurde von Seiten des Stromnetzbetrei-
bers verkündet, dass man die Stromversorgung 
zu 11 Uhr wiederherstellen könne, man aber 
weiterhin den Strom möglichst sparsam nutzen 
sollte, um das Stromnetz nicht zu überlasten. 
Dies wurde sowohl in den Medien als auch über 
Lautsprecherdurchsagen und Flyer, die die 
Polizei in den Notunterkünften und Betreuungs-
punkten auslegte, kommuniziert. Zusätzlich wur-
den Cell Broadcast und die NINA-App genutzt, 
um die entsprechenden Handlungsanweisungen 
zu kommunizieren. Die Großschadenslage wurde 
schließlich am Freitagabend wieder aufgehoben.

2. Datengrundlage
Die Krisen- und Katastrophenforschungsstelle 

(KFS) an der Freien Universität Berlin und die 
Akademie der Katastrophenforschungsstelle 
(AKFS) untersuchten im Rahmen von vom Bun-
desministerium für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt (BMFTR) geförderten Projekten (u. a. 
dem Forschungsprojekt KRISENFIT), die Resilienz 
der Gesellschaft sowie des kommunalen Krisen-
managements und führten hierzu verschiedene 
Erhebungen zum Stromausfall in Berlin 2026 
durch: 

2.1 Eine Quick-Response-Forschung, in der 
vom 5. bis 7. Januar 2026 verschiedene sich in 
Betrieb befindliche zivilgesellschaftliche Hilfs-
einrichtungen besucht wurden (Kirchen, Sozial-
verbände, Kulturverbände, ambulante Gesund-
heitseinrichtungen, Parteien, Hilfsorganisatio-
nen, Sportvereine, Einkaufszentren), mit denen 
spontane Interviews durchgeführt wurden. 
Außerdem wurden Begehungen neuralgischer 
Punkte (z. B. S-Bahnhof Mexikoplatz als zentraler 
Sammelplatz für Einsatzkräfte, Supermärkte, die 

als Betreuungspunkte dienten, S-Bahnhof und 
Rathaus Zehlendorf) durchgeführt. Die unter-
suchten Standorte von Hilfsstellen befanden sich 
überwiegend außerhalb des vom Stromausfall 
betroffenen Gebietes im Bezirk Steglitz-Zehlen-
dorf. Parallel wurde die Medienberichterstattung 
intensiv verfolgt, insbesondere die bereits am 
Samstagvormittag schnell etablierten Live-Ticker 
des Tagesspiegels sowie des RBB (siehe dazu 
ausführlicher Bock et al. 2026). 

2.2 Im Nachgang der Ereignisse wurden 
verschiedene, zumeist informelle Hintergrund-
gespräche mit Expert:innen aus dem Berliner 
Krisenmanagement und Katastrophenschutz 
geführt. Zudem wurde die am 21. Januar in der 
Bezirksverordnetenversammlung (BVV) Steglitz-
Zehlendorf stattfindende öffentliche Aussprache 
zu dem Stromausfall intensiv verfolgt, in der der 
Bezirk Bürger:innenanfragen zum Stromausfall 
beantwortete und aufgrund großer Anfragen der 
Fraktionen der BVV umfangreich von dem Ereig-
nis aus Sicht der Bezirksverwaltung berichtete.

 
2.3 Parallel wurde eine Bevölkerungsbefra-

gung durchgeführt. Die Befragung erfasste syste-
matisch, wie Betroffene den Stromausfall erleb-
ten, welche Bewältigungsstrategien zum Einsatz 
kamen und welche Faktoren die individuelle und 
kollektive Resilienz beeinflussten. Zur Beantwor-
tung der Forschungsfragen wurde ein Mixed-Me-
thods-Ansatz gewählt, der die Kombination aus 
geschlossenen und offenen Fragen ermöglichte. 
Dadurch konnten einerseits quantifizierbare 
Daten zu Häufigkeiten und Verteilung zentraler 
Variablen, wie die subjektive Einschätzung der 
Qualität der erhaltenen Informationen erhoben, 
andererseits jedoch auch die subjektiven Erfah-
rungsdimensionen und individuellen Sinnzu-
schreibungen der Betroffenen in ihrer Komple-
xität erfasst werden. Die Daten wurden vom 15. 
bis 26. Januar 2026 online erhoben. Aufgrund 
der zeitkritischen Post-Event-Situation wurde 
eine Gelegenheitsstichprobe realisiert, d. h., die 
Befragung ist nicht repräsentativ. Von 722 Per-
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sonen, die die Befragung begannen, schlossen 
600 (davon 551 direkt Betroffene) sie vollständig 
ab. Alle Datensätze wurden ausgewertet, um 
Verzerrungen durch selektiven Non-Response zu 
minimieren. Das Durchschnittsalter der Teilneh-
menden lag bei 53,8 Jahren. Die Stichprobe war 
darüber hinaus geprägt von einem überdurch-
schnittlich hohen Bildungsgrad (87 % Abitur), 
überwiegend weiblichen Teilnehmenden (70 %) 
und heterogenen Haushaltsstrukturen. Diese so-
ziodemografische Charakteristik korrespondiert 
zum Teil mit der etablierten, bildungsbürgerli-
chen Bevölkerung dieser Stadtteile und limitiert 
die Generalisierbarkeit, ermöglicht jedoch wert-
volle explorative Einblicke in Resilienzprozesse 
für künftige Forschung und Praxis. Im Folgenden 
werden beispielhaft die Erkenntnisse zu den Be-
lastungen der Betroffenen vorgestellt. Die Studie 
untersuchte darüber hinaus das Ausmaß und 
die Verteilung der Betroffenheit, emotionale und 
kognitive Wahrnehmungen, Sorgen, individuelle 
Bewältigungsstrategien, das Vorsorgeniveau 
sowie Gemeinschaftsunterstützung und Nach-
barschaftshilfe und ermöglicht so unmittelbare 
Einblicke in die Resilienz urbaner Bevölkerungen 
während eines Infrastrukturausfalls.

3. Fragmentierte Lagebewältigung – 
verschiedene Perspektiven auf die 
Situation 

In der Analyse der Situation aus Sicht der unter-
schiedlichen betroffenen und helfenden Akteure 
zeigen sich sehr unterschiedliche Perspektiven 
(oder „Lagebilder“), die bis zur Beendigung des 
Stromausfalls nicht in ein kohärentes gemeinsa-
mes Bild überführt werden konnten und hier als 
weiterer analytisch reflektierender Beitrag zur 
Evaluation der Ereignisse dargestellt werden. 

3.1 Perspektive Bevölkerung:  
Alltagseinschränkungen und Belastungen

Die Auswirkungen des Stromausfalls auf die 
Menschen erwiesen sich als gravierend. Mehr als 
drei Viertel (78 %) der Befragten gaben an, dass 
ihr Alltag (eher) stark bis stark eingeschränkt wur-

de. Besonders hoch war der Anteil derjenigen, 
bei denen ein Alltag kaum möglich war (48  %). 
Lediglich jede zehnte (11 %) Person berichtete 
von geringen bis keinen Einschränkungen. Auch 
die psychische Belastung durch den fünftägigen 
Stromausfall war für die Mehrheit der Befragten 
erheblich. Zwei Drittel (67 %) der Teilnehmenden 
gab an, (eher) belastet bis sehr belastet gewesen 
zu sein. Lediglich 17 % empfanden den Ausfall als 
überhaupt nicht bis wenig belastend.

Der Stromausfall betraf nicht alle gleich lang 
und gleich umfassend. Die Antworten der Betrof-
fenen in einem freien Antwortfeld hinsichtlich 
ihrer größten Herausforderungen verdeutlichen 
unterschiedliche Handlungsmöglichkeiten, Um-
gangsweisen und Lebenssituationen. Entspre-
chend vielfältig sind die Herausforderungen, die 
Betroffene beschäftigt haben. 

Der Stromausfall fiel sowohl in die kalte als 
auch in die dunkle Jahreszeit. Sehr viele nannten 
die Kälte und Dunkelheit als besonders heraus-
fordernd mit Blick auf die Alltagsbewältigung 
und teils hinsichtlich der psychischen Belastung. 
Mit dem Ausfall der Heizungen kühlten bei 
Minustemperaturen im Freien und Schnee viele 
Wohnungen und Häuser zunehmend aus. Teils 
dauerte es auch nach dem Stromausfall noch 
Tage, bis Heizungen repariert und die Wohnräu-
me wieder auf Raumtemperatur geheizt waren. 
Manche konnten behelfsmäßig einzelne Räume 
wärmer halten und alternative Heizmöglichkei-
ten nutzen, berichteten jedoch teils von Schlaf-
mangel aufgrund des hohen Aufwands, der mit 
dem Betrieb und der Überwachung von Kerzen, 
Kaminen, Generatoren, Propangasheizung etc. 
einherging. Aufgrund der kurzen Tageslichtdauer 
herrschte in den betroffenen Gebieten auf den 
Straßen und in den Wohnungen bzw. Häusern 
ungewohnte und für nicht Wenige auch beängs-
tigende Dunkelheit. Für viele Personen war die 
Situation auch tagsüber verschärft, da sie ihre 
elektrischen Rollläden nicht öffnen konnten. Im 
Folgenden sind einige Antworten, die die Heraus-
forderungen von Kälte und Dunkelheit in Kombi-
nation beschreiben, exemplarisch aufgeführt: 
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„Die furchtbare Kälte in den Räumen  
hat mich gelähmt in jeder Hinsicht.“

„Meine 96 Jahre alte Mutter lebt mit im Haus. 
Für sie war es sehr herausfordernd. Sie saß wegen 

der heruntergelassenen, elektrischen Rollläden  
im Dunkeln. Keine warme Mahlzeit.“

Für viele, die in ihrem Zuhause blieben, be-
deutete der Stromausfall, dass sie nicht kochen 
und daher keine warmen Mahlzeiten zubereiten 
konnten. Wenige, die einen Gasherd hatten, 
waren hiervon nicht betroffen. Vielen stand kein 
Warmwasser für Körperhygiene, die Versorgung 
von kleinen Kindern, die Zubereitung von heißen 
Getränken etc. zur Verfügung. Manche halfen sich 
mit einem Campingkocher, aßen und duschten 
sich außerhalb von ihrem Zuhause. Die Organisa-
tion sonst alltäglicher Dinge erforderte viel Zeit. 
Vereinzelt wurde auch berichtet, dass Betroffene 
kein fließendes Wasser hatten und ihre Toilette 
nicht nutzen konnten, z. B. aufgrund ausgefallener 
elektrisch betriebener Rückstauklappen. 

Eine große Herausforderung für sehr viele 
Menschen waren eingeschränkte bis nicht vorhan-
dene Kommunikations- und Informationsmöglich-
keiten über Telefon, Mobilfunk und Internet. Zu-

nächst keine oder wenig hilfreiche Informationen 
zur Lage wie Ursache, Ausmaß, Dauer, zu erwar-
tende weitere Ausfälle (z. B. Wasserversorgung), 
Unterstützungsmöglichkeiten und keine Empfeh-
lungen bzw. „nützlichen Tipps“ zu erhalten, trug 
zur Verunsicherung bei. Eine Person schilderte 
ihre Erfahrung und Befürchtung wie folgt: „[…] 

„Ich erfuhr erst nach Tagen und nur zufällig, dass 
für gewisse Hotels die Stadt die Kosten übernehmen 

würde. Viele ältere Menschen mit schmalem  
Budget haben sicher nichts davon gewusst. –  
Eine Bekannte ist seither richtig schwer krank.  

Sie blieb in ihrer Wohnung...!“ 

Manche hatten ein batteriebetriebenes Radio 
oder ein paar Minuten von ihrem Zuhause ent-
fernt Handyempfang. Es wurde kritisiert, dass in 
Warnapps auf Internetseiten für weitere Infor-
mationen verwiesen wurde, die für diejenigen 
ohne Internet allerdings nicht erreichbar waren, 
und dass Informationen im Radio teils dürftig. 
Mehrfach wurde angemerkt, dass Lautsprecher-
ansagen für die Betroffenen nicht verständlich 
waren und Hubschraubergeräusche verunsicher-
ten. Manche konnten aufgrund von Krankheit 
oder Einschränkungen nicht das Haus verlassen, 
um nötige Informationen einzuholen. Den Kon-

Entwarnung über Warnapp NINA. Pinnwand mit Hilfsangeboten ein-
zelner Personen im Rathaus Steglitz.

Angebot eines Reformhauses  
am U-Bahnhof.
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takt mit Angehörigen und Bekannten zu halten, 
war schwierig oder nicht möglich, für viele aber 
ein wichtiges Bedürfnis. Ebenso beunruhigten 
einige die eingeschränkten Notrufmöglichkei-
ten: „Kranke Kinder im Haus (kein Notruf! Bzw. 
Unsicherheit), kein Mobilfunk.“ Für das Aufladen 
von Akkus, Mobiltelefonen und Geräten wurden 
verschiedene Lösungen gefunden, unter anderem 
wurde auf die Hilfe von Familie und Bekannten 
oder öffentliche Angebote zurückgegriffen. 

„Heizung-, Strom- & Warmwasserausfall bei  
den Temperaturen waren schon sehr speziell. 

Schlimmer war noch das Gefühl 0,0 Netz  
(nicht mal für einen Notruf) – sehr hilflos.“

„Wir konnten keine polizeilichen Durchsagen ver-
stehen. Es war stockdunkel, Klingel und Telefon  

waren tot, Hubschraubergeräusch war andauernd 
im Dunkeln zu hören, jedoch wusste man nicht, 

wozu sie ständig am Himmel kreisten.“

„[…] Unsere Nachbarn (90+ Jahre) wurden erst über 
24 h nach Anfang des Stromausfalls durch uns 

informiert und trauten sich zuvor nicht aus dem 
Haus. Informieren hätte die Polizei am ersten Tag 
machen müssen, alle haben sich Sorgen um die 

älteren Nachbarn gemacht. Den ersten Polizeiwagen 
mit Ansagen bekamen wir erst ~36 h nach Anfang 

des Ausfalls mit, das sorgte für Wut.“

Die vielen zusätzlichen Aufgaben, Bedarfe und 
Einschränkungen in der Alltagsbewältigung forder-
ten viele heraus. Der Spagat zwischen einerseits 
einer Situation, die viele Alltagsroutinen unmöglich 
macht und die Befriedigung von Grundbedürfnis-
sen herausfordert, und andererseits bestehend 
bleibenden Alltagsanforderungen wie das Nach-
gehen von beruflichen Tätigkeiten, erhöhte den 
Stress. Insbesondere Familien, die auf Kinderbe-
treuung angewiesen sind, stellten die geschlosse-
nen Kitas und Schulen im betroffenen Gebiet vor 
Probleme der Vereinbarkeit der Fürsorge für ihre 
Kinder und beruflichen Verpflichtungen. Anderen 
wiederum machten fehlende Handlungs- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten und „die Langeweile 
im Dunklen“ zu schaffen. Die Organisation einer 
alternativen Unterkunft z. B. aufgrund fehlender 
Kommunikationsmöglichkeiten, akuter anstecken-
der Erkrankung oder auch, weil sie die Versorgung 
ihrer Haustiere mit bedenken mussten, gestaltete 

sich schwierig. Eine weitere Herausforderung 
stellten die mit einem alternativen Aufenthaltsort 
verbundenen Wegstrecken dar: beispielsweise zur 
Arbeit, zur Schule und zwischen ihrer Unterkunft 
und ihrem Zuhause, um nach dem Rechten zu 
sehen und Schadensbegrenzung – wo möglich, 
z. B. Frostschäden an Rohren und Geräten vorzu-
beugen, gefrorene Lebensmittel zu zu entsorgen. 
Dabei gestaltete sich die Mobilität für manche als 
herausfordernder als für andere, zum Beispiel, weil 
Fahrzeuge in Garagen mit elektrischem Tor fest-
saßen, der öffentliche Nahverkehr eingeschränkt 
war oder auch wegen der durch Eis und Schnee 
bedingten glatten und unbeleuchteten Gehwege. 

„1) Tausend Dinge zu organisieren. Beispiele: Kinder 
und Senioren jeden Tag von Übernachtungsmög-

lichkeit zu Übernachtungsmöglichkeit fahren. 
Durch die Welt fahren um zu duschen. Ernährung 
auf kaltes/simpel zu erwärmendes umstellen und 
entsprechend einkaufen, wobei Einkauf im Nach-
barbezirk erfolgen muss, da lokal Stromausfall. 

Strommanagement (Batterien, Powerbanks, Akkus). 
2) Meine Frau ist zur Arbeit gegangen, ich aber 
nicht. Das Haus musste dauerhaft gebabysittet 
werden: zunächst dauerhaftes Befeuern des Ka-

mins, später Generator laufen lassen. Beides geht 
nicht unbeaufsichtigt, da – im wahrsten Sinne des 

Wortes – brandgefährlich. Außerdem stark erhöhte 
Einbruchsgefahr. Außerdem erhöhter Zeitaufwand 

für Organisation des Alltags, siehe (1).“

Für Menschen, die mit besonderen Einschrän-
kungen leben, sich in einer schwierigen Lebens-
situation befinden oder mit Krankheit kämpften, 
bedeutete der Stromausfall teils zusätzliche große 
Herausforderungen. Das Holen von Hilfe war 
erschwert und lebenswichtige medizinische Geräte 
teils stromabhängig. Auch Menschen, die akut zum 
Beispiel mit einer Grippe erkrankt waren, wurden 
vor besondere Herausforderungen gestellt. 

„Meinen Mann ins Krankenhaus zu bringen.  
Ich konnte nicht telefonieren und bin um 4 Uhr  

morgens auf der Suche nach einer Polizeistation 
durch Zehlendorf geirrt. Schließlich hat ein Winter-

dienst die Rettung gerufen, nachdem der erste wegen 
seines Streuplanes einfach weitergefahren ist.  
Ich hatte große Angst und wollte meinen Mann  

nicht so lange alleine lassen.“
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„Mein Mann und ich hatten Grippe, das hat die  
Situation deutlich erschwert. Wir sind dann direkt 

an Tag 2, Sonntag, zu Freunden gezogen. Wir wären 
in der Wohnung bei 39 Grad Fieber und Schüttel-

frost sicher nicht gesund geworden.“

„Ich war abgeschnitten von jeglicher Hilfe, im  
Dunkeln auf einem Stuhl zu sitzen und nicht zu 

wissen, wie geht es weiter, ist grässlich. Ich versuche 
trotz meines Alters und Behinderung möglichst  
selbstständig zu sein. Das zeigte mir jedoch, wie 

abhängig ich bin. Aber da war keine Hilfe.“

„Atemgerät meines Mannes am Laufen zu halten.“

„[…] Meine Hörgeräte brauchen Strom.“

Viele erwähnten auch, dass die Unterstützung 
und Versorgung von anderen eine Herausforde-
rung für sie war. Dabei ging es sowohl um prak-
tische als auch um emotionale Unterstützung.

 
„Den Nachbarn, die nicht über einen Gasherd  
(wie wir) verfügten, helfend zur Seite zu stehen,  

in dem wir warmes/heißes Wasser zubereiteten.“

„Meine sehr kranke Mutter und meinen kranken 
Bruder in der Evakuierung zu beruhigen. Zu Hause 

musste ich aufpassen, dass keine Leitungen  
einfrieren. Um mich selber habe ich mich erst  

nach der Katastrophe wieder gekümmert.  
Ich habe fünf Tage nichts gegessen.“

Neben den organisatorischen Herausforde-
rungen gestaltete sich der psychische Umgang 
mit der Situation für viele Betroffene als heraus-
fordernd. Insbesondere wurden Sorgen, Ängste, 
das Gefühl von Unsicherheit, Ungewissheit und 
das Erleben eines Ausnahmezustands, aber auch 
„Angst vor zukünftigen Bedrohungen“ genannt. 
Manche erlebten ein „Gefühl der Hilflosigkeit und 
Machtlosigkeit“. Ausgeprägt war auch die Sorge 
vor Eigentumsschäden wie dem Zufrieren von 
Rohren, der Beschädigung technischer Anlagen 
oder auch vor Einbruchsversuchen. Ungewiss-
heit und fehlende Informationen erschwerten 
manchen das Treffen von Entscheidungen, zum 
Beispiel, ob sie in ihrem Zuhause ausharren oder 
eine alternative Unterbringung suchen sollten. 
Bekannte und Verwandte nicht erreichen zu 
können, um sich zu erkundigen, wie es ihnen 

geht oder ihnen mitzuteilen, wie es einem selbst 
geht, wurde auch als belastend wahrgenom-
men. Unverständnis von nicht Betroffenen war 
für manche ebenfalls herausfordernd. Einige 
erwähnten auch Sorge um hilfsbedürftige Men-
schen mit geringen finanziellen Ressourcen und 
ohne Bekannte oder Familie, die helfen können. 
Ebenso waren viele um ihre eigenen Kinder 
besorgt, teilweise Kleinkinder und Säuglinge. 
Menschen, die sich um sich selbst sorgten, gaben 
oftmals bestimmte Gründe an, so zum Beispiel 
Immobilität, Abhängigkeit auf Strom für medi-
zinische Geräte, akute oder chronische Erkran-
kungen, Schwangerschaft, Sorge um die eigene 
Gesundheit, psychische Belastungen, kürzliche 
Trauerfälle oder allein zu Hause zu sein. Des 
Weiteren sorgten sich einige um ihre Haustie-
re, darunter Katzen, Hunde, Schildkröten und 
Fische. Eine Person berichtete davon, dass die 
Hälfte ihrer Fische im Aquarium den Stromausfall 
nicht überlebt haben. 

„Ich war nicht ausgestattet für so einen Fall 
und ich habe drei Kinder und bin alleinerziehend. 

Ich wusste nicht, wie meine Familie und ich das 
überstehen sollen. Es war so kalt und dunkel. 

Meine Nachbarn sind alle in Hotels gegangen, aber 
ich hatte kein Geld dafür. Außerdem hatte jemand 

Tage zuvor versucht bei uns einzubrechen. Ich wollte 
deshalb bleiben. Auch wegen meiner Katzen. Die  

Situation war der Horror. Mein Vater war im Kran-
kenhaus und die Ärzte konnten mich nicht errei-

chen, weil ich keinen Handyempfang hatte.“

„Hatte Angst vor kriegerischen Maßnahmen,  
konnte zunächst keine Infos erhalten, wusste nicht, 

welche Regionen betroffen waren.“

„Reicht das Holz, reicht die Wärme des Kamins? 
Kann ich alles wegwerfen/ Kühlschrank/ 

Gefriertruhe? Gibt es noch Wasser? 
Wie versorge ich die Kinder? Ist Schule? 
Ja/Nein/Doch. Wie geht es den Familien-

mitgliedern? 4 Senioren über 80 Jahre, einer 
mit Sauerstoffgerät? Wie geht es einem 

gehbehinderten Familienmitglied? Freunden?  
Arbeitsstelle ohne Strom, gehört aber zur  

kritischen Infrastruktur. Was muss dort gemacht 
werden. Wer muss wie informiert werden.  

Wo gibt es die Möglichkeit Informationen zu  
bekommen? Wo gibt es Ladestationen für  

Handys? Wo funktioniert das Handy wieder?“

Das aktuelle Thema
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„Es war schon sehr kalt und wir machten uns Sor-
gen um Haus und Sicherheit. Ein Freund mit  

ALS konnte in letzter Sekunde (tatsächlich waren es 
2 Minuten vor dem Erstickungstod) gerettet werden.  

Er hat seither panische Angst, in sein Haus  
zurückzukehren.“

Einige Befragte äußerten Sorge hinsichtlich 
der Reaktionsfähigkeit des Staates, der Angreif-
barkeit der Infrastrukturen und Sicherheitslage 
sowie zukünftige Herausforderungen: 

„Die Verletzlichkeit des Systems, unsere Abhängig-
keit und die beschissene Bosheit und Dummheit  
in der Welt machen mir Sorgen, und da fühle ich 

mich ziemlich ohnmächtig.“

„Sorge mich um die Sicherheit. Um die Zukunft,  
was unsere Kinder alles noch erleben.  

Der Krieg in der Ukraine rückt immer weiter,  
statt dass er gestoppt wird.“

„Darum, dass so etwas immer wieder passieren 
kann und wie hilflos der moderne Stadtmensch 

ohne Strom ist.“

„Dass unser gesellschaftliches System bröckelt, 
neuen Anforderungen nicht standhalten kann  

oder herausgefordert wird, ist mir schon länger 
klar, ich bin besorgt, wenn es um die Gesundheit 

und Sicherheit von sozial schwachen  
Menschen und Familien geht.“

3.2 Perspektive zivilgesellschaftliche  
Hilfsstellen 

Während sich die Betroffenen mit sehr unter-
schiedlichen Ängsten, Sorgen und der Organi-
sation des Alltags auseinandersetzen mussten, 
nahmen die meisten zivilgesellschaftlich organi-
sierten Hilfsangebote für Betroffene des Strom-
ausfalls am Samstag oder Sonntag ihre Arbeit 
auf und erweiterten dafür teils ihre regulären 
Öffnungszeiten. Die Hilfsstellen boten warme 
Aufenthaltsräume, Getränke, Lademöglichkeiten 
und Internetzugang an und dienten als soziale 
Treffpunkte sowie Orte des Informationsaus-
tauschs. Teilweise nutzten Betroffene die Einrich-
tungen auch zur Fortführung ihres Arbeitsalltags 
wie Homeofficeaktivitäten oder das Üben eines 
Instruments. 

Hilfsstellen in unmittelbarer Nähe des Strom-
ausfallgebiets registrierten über den gesamten 

Zeitraum ein konstantes Besuchsaufkommen, 
während Einrichtungen im Bereich Steglitz 
aufgrund der dort weiterhin geöffneten Infra-
struktur, der angekündigten Hotelkostenüber-
nahme durch den Senat und der Hilfeleistungen 
der Bundeswehr ab Montag einen Rückgang der 
Besuchenden feststellten. Die Nutzergruppen 
setzten sich aus Stammgästen, Vereins- bzw. 
Gemeindemitgliedern und Betroffenen zusam-
men und es war z. T. nicht klar, ob die Personen 
aufgrund des Stromausfalls oder ihrer alltägli-
chen Vulnerabilität vor Ort Hilfe suchten. Not-
unterkünfte der Hilfsorganisationen spielten als 
Teil des staatlichen Notfallnetzes eine beson-
dere Rolle, da sie medizinische Versorgung und 
vorübergehende Unterbringung für besonders 
vulnerable Personen gewährleisten konnten.

Die zivilgesellschaftlichen Akteure konnten 
ihre Angebote überwiegend mit eigenen Res-
sourcen und ohne erheblich erhöhten Materi-
albedarf realisieren, indem sie Öffnungszeiten 
erweiterten, Ehrenamtliche mobilisierten und 
bestehende Strukturen skalierten. Teilweise 
wurden Mitglieder der Gemeinde- oder Vereins-
strukturen aktiv aufgesucht oder Betroffene 
an andere geeignete Hilfsstellen vermittelt. In 
vielen Einrichtungen waren Duschen vorhanden 
und Basishygiene möglich. Das Engagement der 
Ehrenamtlichen war hoch, auch Jugendliche un-
terstützten aufgrund des Schulausfalls die Arbeit 
in den Hilfsstellen. Eine relevante Eigenbetroffen-
heit der betreibenden Organisationen war nicht 
erkennbar.

Die Organisationen arbeiteten entlang ihrer 
gewohnten internen Hierarchien und Kapazitä-
ten; meist übernahmen die Vorsitzenden auch 
das Krisenmanagement. Größere Organisatio-
nen verteilten Aufgaben innerhalb bestehender 
Substrukturen; teils entstanden neue Aufgaben 
wie Telefondienst oder E-Mail-Koordination. 
Die Kommunikation funktionierte überwiegend 
über vertraute Kanäle, da Mobilfunk in den nicht 
betroffenen Stadtteilen verfügbar blieb. Einige 
Akteure verfügten bereits über einschlägige Kri-
senerfahrungen, beispielsweise aus der Obdach-
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losenhilfe oder Fluchtunterstützung. Nur eine 
Hilfsorganisation handelte mit offizieller BOS-
Legitimierung und Einsatzauftrag; alle anderen 
arbeiteten eigenständig und freiwillig.

Der Zugang zu behördlichen Lageinforma-
tionen bestand nur begrenzt. Hilfsstellen in-
formierten sich überwiegend selbst über das 
Internet. Zwischen manchen Hilfsstellen bestand 
Austausch über Trägerstrukturen oder per-
sönliche Kontakte. Eine gezielte Informations-
weitergabe durch Bezirk, Senat oder BOS fand 
nicht statt, obwohl sich alle Hilfsstellen beim 
Bezirk über die zentrale Katastrophenschutz-
Mailadresse registriert hatten. Kontakte zu 
BOS, etwa durch Polizei oder vorbeifahrende 
Katastrophenschutzeinheiten, führten nicht zu 
einer proaktiven Informationsversorgung. Auch 
BOS-nahe Hilfsorganisationen erhielten über 
ihre Strukturen kaum mehr Informationen als 
öffentlich zugänglich waren. Eine Hilfsstelle be-
kam eine Anfrage nach Betten vom Bezirk nicht 
bewilligt, da offizielle Notunterkünfte priorisiert 
wurden; bei Bedarf hätte sie jedoch eigenstän-
dig begrenzt Notübernachtungen ermöglichen 
können. Miet- und Schlafplatzangebote wurden 
teilweise durch die Hilfsstellen untereinander 
sowie über private Kanäle koordiniert.

Eine Herausforderung bestand in der Ko-
ordination von Wohnraum, Sachspenden und 
insbesondere Lebensmitteln. Zwar verfügten 
die meisten Hilfsstellen über Erfahrung in der 
Lebensmittelverarbeitung, jedoch war die Nach-
frage schwer vorhersehbar. Teilweise führte ein 
Überangebot an Lebensmittelspenden zu An-
nahmestopps. Eine zentralisierte Verwaltung von 
Spenden oder Unterstützungsanfragen/-ange-
boten durch den Bezirk war aufgrund fehlender 
Ressourcen nicht möglich.

3.3 Perspektive Krisenmanagement  
und Katastrophenschutz

Der Einsatzstab der Berliner Feuerwehr nahm, 
nachdem die Feuerwehr um 06:12 Uhr zum 
Brand an die Kabelbrücke alarmiert wurde, um 
8:00 Uhr seine Arbeit auf. Um den Rettungs-

dienst zu unterstützen, wurden Kräfte und Trans-
portkapazitäten der Hilfsorganisationen zusam-
mengezogen und übernahmen die Einrichtung 
und den Betrieb von Notunterkünften (LBD Info). 
Das THW unterstützte durch Logistik, Lichtmas-
ten und den Betrieb von Notrufannahmestellen. 
Neben dem Stab der Berliner Feuerwehr gab es 
u. a. einen Krisenstab der Polizei, bei Stromnetz 
Berlin, in der Senatsverwaltung für Wissenschaft, 
Gesundheit und Pflege sowie der Senatsverwal-
tung für Wirtschaft, Energie und Betriebe, ab 
Samstagabend im Bezirk sowie nach dem Ausru-
fen der Großschadenslage ein übergeordnetes 
Krisenmanagement in der Senatsverwaltung für 
Inneres. Für die operative Einsatzleitung vor Ort 
wurde eine Einsatzleitung in der Feuerwache 
Wannsee eingerichtet. Die Bundeswehr kam im 
Laufe der Lage in den Stab der Berliner Feuer-
wehr dazu. Dieser hielt über im eigenen Stab 
angesiedelte Verbindungspersonen einen kon-
tinuierlichen Austausch mit weiteren relevanten 
Akteuren der Krisenbewältigung, wie dem THW, 
den Hilfsorganisationen und weiteren Krisen-
stäben. Mit dem Stab des Stromnetzbetreibers 
konnte hingegen kein kontinuierlicher Austausch 
aufgebaut werden. Die Berliner Feuerwehr 
nutzte ihre etablierten Kanäle zur Krisenkom-
munikation und wurde vielfach auch darüber 
hinaus von Medienvertreter:innen angesprochen 
– insbesondere, wenn sich der Pressedienst der 
Berliner Feuerwehr vor Ort befand. Dies und die 
bereits seit Samstagmorgen bestehenden gut 
funktionierenden Stabsstrukturen führten dazu, 
dass die Berliner Feuerwehr die Gesamtlage und 
informell führte und eine zentrale, koordinieren-
de Rolle einnahm, die sie bis zum Ende der Lage 
auch behielt. 

Die für die unterschiedlichen Stäbe zentrale  
Herausforderung bestand in einem kontinuier-
lichen Informationsaustausch und Lageupdate,  
was sich insbesondere zu Beginn der Lage als 
herausfordernd darstellte. Jeder Krisenstab ar-
beitete die Situation nach seinen eingeübten und 
etablierten Routinen ab, bis zum Ausrufen der 
Großschadenslage am Sonntag fehlte die über-
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geordnete, Informationen zusammenführende 
Stelle, die für die gesamte Lage die Krisenkom-
munikation übernehmen konnte

4. Katastrophensoziologische  
Einordnung 

Im folgenden Abschnitt werden die unter-
schiedlichen Perspektiven analytisch katastro-
phensoziologisch kontextualisiert. Dies ermög-
licht es, die Herausforderung und Bewältigung 
der Lage in einen größeren Forschungskontext 
einzubetten und einzuordnen. Es zeigt sich, dass 
in dem Stromausfall sehr viele bereits gut unter-
suchte Aspekte einer Katastrophe zu beobachten 
waren, so dass hier vielfältige Anschlüsse herge-
stellt werden können. 

Bevölkerung
Die Beschreibungen der Herausforderungen 

und Sorgen von Betroffenen zeigen, wie un-
terschiedlich die Bewältigungskapazitäten von 
Menschen während des Stromausfalls waren. 
Sehr präsent in den Ergebnissen sind die in der 
Vulnerabilitätsforschung zu Katastrophen „klas-
sischen“ vulnerablen Gruppen der ambulant 
gepflegten Menschen höheren Alters, chronisch 
kranke Menschen oder Menschen mit Behin-
derung, die von einer funktionierenden Infra-
struktur und Stromversorgung deutlich stärker 
abhängig sind, als dies für andere Betroffene 
gilt. Die während der Pandemie neu „erkannte“ 
vulnerable Gruppe von Familien mit Kindern, 
insbesondere Alleinerziehende, denen das 
Betreuungsnetzwerk wegbricht und die auch in 
nicht-katastrophalen Lagen oft stark gefordert 
sind, war auch in dieser Lage besonders betrof-
fen (Dittmer/Lorenz 2020). Neben diesen struk-
turellen Vulnerabilitäten aufgrund von Krankheit, 
Alter oder Kindern waren viele Betroffene auf-
grund der spezifischen Situation vulnerabel (sog. 
situative Vulnerabilität). Dass Haustiere für viele 
Menschen ein großes Hindernis darstellen, ihre 
Wohnungen zu verlassen, ist spätestens mit dem 
Elbehochwasser 2013 in der Forschung erkannt 
(Dittmer/Lorenz 2018), hat aber bislang kaum 

eine Umsetzung in die operative Praxis gefun-
den. Hinzu kam die parallel grassierende Grippe- 
und Erkältungswelle, die einige Menschen daran 
hinderte, Notunterkünfte aufzusuchen oder bei 
Freunden unterzukommen, da sie sich weder in 
der Lage dazu fühlten noch andere anstecken 
wollten. Bemerkenswert ist auch das Ausmaß 
der insbesondere psychischen Betroffenheit 
trotz soziodemografisch privilegierter Stichpro-
be mit überdurchschnittlichem Bildungsniveau 
und vermutlich höheren materiellen Ressourcen 
sowie der vergleichsweise kurzen Stromausfall-
dauer von fünf Tagen. 

Auch in dieser Lage spielte das soziale Netz-
werk aus Familie und Bekannten eine große 
Rolle bei der Bewältigung. Krisen und Katastro-
phen können (mindestens temporär) sozialen 
Zusammenhalt (community resilience) fördern 
(siehe Dittmer/Lorenz 2026; Dittmer et al. 2025): 
So seien viele Nachbar:innen, welche im Alltag 
keinen oder wenig Kontakt hatten, durch den 
Stromausfall in Kontakt gekommen. Es zeigte 
sich eine große Bereitschaft zur gegenseitigen 
Unterstützung und hohe nachbarschaftliche 
Solidarität, z. B. das gezielte Ansprechen von be-
kannten älteren Gemeindemitgliedern. Auch die 
besuchten Hilfsstellen dienten als soziale Räume 
für das nachbarschaftliche Zusammenkommen, 
Kennenlernen und die Bekanntschaftspflege. 

Sehr deutlich wurde auch hier erneut, wie 
wichtig in der gegenwärtigen Informationsgesell-
schaft funktionierende formelle und informelle 
Informations- und Kommunikationskanäle nicht 
nur für den Zugang zu Hilfsangeboten, sondern 
auch für die psychisch emotionale Bewältigung 
sind (Schulze/Windsheimer-Kolla 2026). 

Zivilgesellschaftliche Akteure
Die zivilgesellschaftlichen Akteure reagier-

ten in der Stromausfalllage vor allem durch die 
Aktivierung und Erweiterung ihrer etablierten 
Routinen, Praktiken und Ressourcen (siehe Bock 
et al. 2026). Ihre Einrichtungen kompensierten 
den Ausfall zentraler Alltagsinfrastrukturen, 
indem sie soziale Integration ermöglichten, 
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Aufenthaltsräume bereitstellten und niedrig-
schwellige Unterstützungsangebote aufrecht-
erhielten. Gleichzeitig entwickelten sich die 
Hilfsstellen zu informellen Knotenpunkten der 
Krisenkommunikation: Sie bündelten den hohen 
Informationsbedarf der Bevölkerung, konnten 
diesen jedoch mangels systematisch bereitge-
stellter Lageinformationen nur eingeschränkt 
bedienen bzw. waren auf die frei verfügbaren 
Informationen aus den sozialen Medien oder 
verschiedener Websites angewiesen. Einher 
ging ein für Katastrophen typisches Muster der 
extrem hohen Spendenbereitschaft mit zeitglei-
chem strukturellem Mangel: Während materi-
elle Spenden, Unterstützung und Angebote der 
Bevölkerung in hohem Maße eintrafen, fehlten 
zugleich belastbare, gezielte Informationen zur 
Bedarfsentwicklung und Lageeinschätzung. 
Dieses Zusammenspiel aus Überfluss und 
Mangel wurde bereits von Fritz und Matthewson 
(1957) als „convergence“ identifiziert und in der 
Spendenforschung (z. B. Holguín-Veras 2014) 
weiter ausgearbeitet – und prägte auch hier 
das operative Umfeld der zivilgesellschaftlichen 
Hilfsstrukturen. Die Hilfsbereitschaft durch das 
Ehrenamt oder auch als von Spontanenhel-
fenden und deren Koordination ist seit vielen 
Jahren bekannt und es wurden eine Vielzahl an 
Lösungsansätzen entwickelt und diskutiert (Zim-
mermann/Merkes 2026), die jedoch in Berlin bis 
zum Stromausfall keine Anwendung fanden. 

Krisenstab, Katastrophenschutz,  
übergeordnete Führungsstrukturen 

Die Bewältigung der Lage erfolgte formal als 
klassische Feuerwehr- bzw. Gefahrenabwehrlage 
innerhalb der vorgesehenen Krisenstabs- und 
Führungsstrukturen, allerdings ohne eine durch-
gehend erkennbare übergeordnete Koordina-
tion. Sowohl die operative Abstimmung „von un-
ten“ auf Ebene des Bezirksamtes – teilweise wur-
de die Führung dieser Lage auch als Aufgabe des 
Bezirksamtes gesehen – als auch eine strategi-
sche, klar steuernde Rahmensetzung „von oben“ 
durch den Innensenat blieben aus. Dies führte 

zu einer Situation, in der Verantwortlichkeiten 
und Prioritäten nicht eindeutig zusammenge-
führt wurden und sich der Gesamteindruck einer 
teils fragmentierten Führungsstruktur ergab. Im 
Nachgang der Lage kam es auch zu einer kon-
trovers geführten politischen Diskussion über 
Verantwortlichkeiten für Verzögerungen in der 
Lagebewältigung und mangelhafter Koordinie-
rung des Einsatzes, wobei wahlweise das Bezirk-
samt, die Senatsverwaltung des Innern und der 
Regierende Bürgermeister kritisiert wurden. Die 
Einstufung als Großschadenslage sei für Fragen 
der klaren Gesamtverantwortung hilfreich ge-
wesen, war jedoch nicht zwingend erforderlich; 
zugleich wurde der Einsatz externer und insbe-
sondere militärischer Ressourcen von mehreren 
Akteuren kritisch eingeordnet und teilweise als 
unverhältnismäßig („mit Kanonen auf Spatzen 
geschossen“) wahrgenommen. 

5. Fazit
In den Erhebungen wurde sehr deutlich, 

welche unterschiedlichen Perspektiven die 
beteiligten Gruppen (Bevölkerung, zivilgesell-
schaftliche Hilfsstellen, Krisenmanagement) auf 
die Lage hatten und welche Erwartungen damit 
einhergingen. Ging es für die an der Befragung 
beteiligte Bevölkerung um eher unspezifische 
Sorgen und Ängste aufgrund fehlender Informa-
tionen, konkrete Sorgen um kranke Angehörige 
und Nachbar:innen , spezifische Herausforde-
rungen in der Organisation des Alltags aufgrund 
von Haustieren, Kindern oder akuter Erkrankung, 
wurde von Seiten des Krisenmanagements und 
Katastrophenschutzes sowie z. T. auch von den 
zivilgesellschaftlichen Hilfsstellen die Lage stan-
dardisiert abgearbeitet (Aufbau von Notunter-
künften, Essensausgabe, Wiederherstellung der 
Infrastruktur und Informationsmanagement bzw. 
Krisenkommunikation). Differenzierte Vulnera-
bilitäten wurden wenig bis gar nicht einbezogen 
(z. B. Versorgung von Haustieren, Kinderbetreu-
ung, Bedarfe älterer Menschen). Die Themati-
sierung von nicht-deutschsprachigen Personen 
oder Menschen mit Migrationshintergrund war 
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kaum präsent. Die nahezu universelle Vulnera-
bilität unterstreicht strukturelle Defizite in der 
gesellschaftlichen Resilienz und verdeutlicht den 
dringenden Bedarf an verbesserter Krisenvor-
sorge, sowohl durch individuelle Vorbereitungs-
maßnahmen als auch robustere institutionelle 
Unterstützungsstrukturen, insbesondere für 
vulnerable Gruppen.

Die in den öffentlichen Medien diskutierte 
Forderung, dass eine übergeordnete Krisen-
managementstruktur gefehlt habe, wird in der 
Forschung kritisch dahingehend hinterfragt, ob 
diese zwangsläufig die einzig sinnvolle Praktik 
der Krisenbewältigung ist. Fragmentierte Lagebe-
wältigung als Merkmal von Krisenmanagement 
ist in sehr unübersichtlichen oder neuen Lagen 
funktional, wie dies, wie dies z. B. in der Flücht-
lingslage 2015/16 der Fall war, als die Koordinati-
on und eine Integration der verschiedenen Lage-
bilder aufgrund der Neuheit der Lage schwierig 
war (Dittmer/Lorenz 2020, Wolbers et al. 2018). 
Auch die Vorstellung davon, was unter Koordina-
tion verstanden wird, kann sich, je nach Akteur, 
sehr unterscheiden (Zimmermann/Merkes 2024). 
Die Integration der etablierten Akteure des Kata-
strophenschutzes wie Feuerwehren oder THW, 
lokalen Verwaltungen, zivilgesellschaftlichen 
lokalen Hilfsinitiativen, Unternehmen oder auch 
Spontanhelfenden unter eine übergeordnete 
Instanz ist, so zeigt die Katastrophenforschung, 
vielfach kaum möglich (Quarantelli 1997, Merkes 
et al. 2024).


